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V o r l a g e   
 

an den  
 

V e r w a l t u n g s a u s s c h u s s   
 

über den 
 

Au s s c h us s  für  ö f fe nt l i c he  S ic he rh e i t  u nd  Or dn un g 
 
 

 

Coronabedingter Verzicht auf die Erhebung von Sondernutzungsgebühren für 
Einzelhandel und Gastronomie für das Jahr 2021 
 
 
Die Gruppe FDP/HWG hat mit Ratsantrag vom 03.05.2021, der vom Rat am 20.05.2021 an 
den ASO verwiesen worden ist, den als Anlage beigefügten Antrag gestellt (V 063/21). Im 
Kern geht es darum, dass bei den von der Coronapandemie besonders hart betroffenen 
Einzelhandels- und Gastronomiebetrieben im Jahre 2021 für die Inanspruchnahme 
öffentlicher Verkehrsflächen keine Sondernutzungsgebühren erhoben werden. Sofern bereits 
Sondernutzungserlaubnisse erteilt und Gebühren erhoben wurden, soll die Befreiung für das 
Jahr 2022 gelten. 
 
Die Gebühren für erteilte Sondernutzungserlaubnisse werden nach der vom Rat 
beschlossenen „Sondernutzungsgebührensatzung“ erhoben. Für Einzelhandel und 
Gastronomie fallen diese i. d. R. für Warenständer, Werbeträger und Außenbewirt-
schaftungsflächen an. Die daraus resultierenden Erträge belaufen sich im Jahr 
durchschnittlich insgesamt auf ca. 7.500 €; im Einzelfall betragen sie max. 300 €. Ein 
Verzicht wäre aus Sicht der Verwaltung für die Stadt überschaubar und für den Einzelnen 
zwar i. d. R. nicht von existenzieller Bedeutung, so aber doch eine Geste zur Abmilderung 
der wirtschaftlichen Coronafolgen. Die Verwaltung unterstützt daher den Antrag. In 
rechtlicher Hinsicht bietet die aktuelle Satzung (§ 6) entsprechende Handlungsmöglichkeiten. 
 
Mit Stand heute wurden 42 Erlaubnisse für die maßgeblichen Nutzungen erteilt. Die geltend 
gemachten Erträge belaufen sich auf ca. 5.300 €. Die Erlaubnisinhaber werden darüber 
informiert, dass es im lfd. bei den Gebührenfestsetzungen bleibt, diese aber bei erneuter 
Antragstellung im kommenden Jahr befreit werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Unter Anwendung des § 6 der Sondernutzungsgebührensatzung werden im Jahr 2021 für 
Einzelhandels- und Gastronomiebetriebe Sondernutzungsgebühren für die 
Inanspruchnahme öffentlicher Verkehrsflächen nicht erhoben. Sofern Erlaubnisse bereits 
erteilt und Gebühren erhoben wurden, gilt die Befreiung für das Jahr 2022.  
 
gez. Wittich Schobert 
 
(Wittich Schobert) 
 
Anlage  




